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wäre es unrationell, mit der Schuldprüfung zu beginnen, 
ohne vorher zu klären, ob überhaupt der Kausalzusam
menhang zwischen einer objektiv vorhandenen Pflichtver
letzung und den vorliegenden Folgen gegeben ist. Im Pro
zeß der Prüfung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist 
es sicher auch für den Staatsanwalt und das Gericht 
zweckmäßiger, die tatbestandsmäßigen Voraussetzungen 
der objektiven Seite (einschließlich der Kausalität) grund
sätzlich vor der Schuldfrage zu beurteilen. Auf jeden Fall 
wird bei der Beurteilung der Tatbestandsmäßigkeit des 
jeweiligen Sachverhalts eine gesonderte Prüfung der objek
tiven und der subjektiven Voraussetzungen der strafrecht
lichen Verantwortlichkeit vorzunehmen sein.

Aus den genannten Gründen ist m. E. die hier in Rede 
stehende Methodik der Prüfung fahrlässiger Schuld in der 
vorliegenden Form nicht geeignet, eine exakte Anleitung 
zu geben. Bei der Anwendung dieser Methodik in der Pra
xis der Rechtspflegeorgane besteht immer die Gefahr, daß 
Feststellungen zur Kausalität unzulässigerweise mit Fest
stellungen zur Schuld verbunden werden und damit Fehler 
im Prozeß der Prüfung der strafrechtlichen Verantwort
lichkeit insgesamt auftreten können (vgl. auch Strafrechts- 
Lehrbuch, Allgemeiner Teil, Berlin 1976, S. 239).

Diese Methodik und das dazugehörende Schema sollten 
deshalb korrigiert werden, indem die Kausalitätsproble
matik völlig herausgenommen wird.

Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts
§§ 3, 5 der ABAO 332/2 — Montage von Fertigteilen zur Er
richtung von Bauwerken — vom 18. Februar 1969 (GB1.- 
Sdr. Nr. 615) i. d. F. der XndAO vom 26. April 1971 (GBl. II
Nr. 44 S. 343).
Zur Pflicht des Leiters eines bauausführenden Betriebes, 
die Montage von Fertigteiien entsprechend der festgelegten 
Technologie zu gewährleisten und zu sichern, daß bei die
sen Arbeiten nur Werktätige eingesetzt werden, die ent
sprechende fachliche Kenntnisse nachweisen können.
Protest des Staatsanwalts des Kreises Güstrow vom 
22. September 1978 - 111 - 269/78.
In einem Strafverfahren wegen Verletzung der Bestimmun
gen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes gemäß § 193 
StGB wurde als begünstigende Bedingung der Straftaten 
festgestellt, daß der bauausführende Betrieb G. seine An- 
leitungs- und Kontrollpflichten hinsichtlich der Einhaltung 
der festgelegten Montagetechnologie unzureichend wahr
genommen hatte. Außerdem waren für die Leitung der 
Montage von Fertigteilen auf der Baustelle H. sowie für 
die Schweißarbeiten Werktätige eingesetzt worden, die 
nicht die erforderlichen fachlichen Kenntnisse hatten.

Gemäß § 31 StAG legte der Staatsanwalt des Kreises 
beim Direktor des Betriebes Protest ein.
Aus der Begründung:
Der Gesundheits- und Arbeitsschutz ist ein unmittelbarer 
Bestandteil der sozialistischen Organisation der gesell
schaftlichen Arbeit. Der Arbeitsprozeß ist daher unter 
strikter Beachtung der Erfordernisse des Arbeitsschutzes 
zu organisieren (§201 Abs. 1 AGB; §§ 1, 3 ASVO). Dabei 
spielt die Technologie eine besondere Rolle. Deshalb wird 
in § 3 Abs. 2 der ABAO 332/2 — Montage von Fertigteilen 
zur Errichtung von Bauwerken — vom 18. Februar 1968 
(GBl.-Sdr. Nr. 615) i. d. F. der ÄndVO vom 26. April 1971 
(GBl. II Nr. 44 S. 343) auch gefordert, Montagetechnologien 
zu erarbeiten, die einen effektiven Bauablauf unter Be
rücksichtigung der Erfordernisse des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes festlegen. Die Montagetechnologie wird 
dieser Rolle aber nur dann gerecht, wenn sie in der Lei
tungstätigkeit fest verankert ist und auch tatsächlich durch
gesetzt wird. Das war in bezug auf die Baustelle 
H. nicht der Fall. Die Technologie war weder dem Ober
bauleiter noch dem Bauleiter und Meister konkret bekannt 
und nahm somit in der Anleitung und Kontrolle der Mon
tage nicht den erforderlichen Platz ein. Sie war auch den 
Arbeitern auf der Baustelle nicht bekannt und lag dort 
nicht einmal vor, sondern befand sich in der Abt. Planung. 
Das führte zu Verletzungen der Sicherheit beim Montie
ren der Fertigteile. Diese Mängel haben letztlich auch den 
Unfall begünstigt.

Auch der Umstand, daß der Werktätige S. entgegen § 5 
Abs.l der ABAO 332/2 nach nur 3monatiger Erfahrung in 
der Montage als Brigadier eingesetzt wurde, obwohl dafür 
eine mindestens einjährige praktische Erfahrung erforder
lich ist, erwies sich als besonders gefahrvoll, zumal lei

tungsmäßig nicht abgesichert wurde, daß er durch beson
dere Maßnahmen befähigt wird, seiner erhöhten Verant
wortung auch für den Arbeitsschutz gerecht zu werden. Das 
zeugt von einer gewissen Gleichgültigkeit der verantwort
lichen leitenden Mitarbeiter gegenüber den Fragen des Ge
sundheits- und Arbeitsschutzes. Selbst bei der Übertragung 
bzw. Übernahme der Aufgaben des Brigadiers wurde S. 
nicht mit den notwendigen Unterlagen ausgestattet. Ob
wohl Oberbauleiter, Bauleiter und Meister den Erläute
rungsbericht zur Montagetechnologie selbst nicht kannten, 
haben sie sich darauf verlassen, daß der in der Montage 
noch unzureichend erfahrene Brigadier ihn besitzen und 
danach arbeiten würde.

In der Vergangenheit wurde sowohl bei der Montage
reihenfolge als auch bei der Montageabsteifung nach „all
gemeinen Erfahrungswerten“ und nicht streng nach der 
Technologie gearbeitet, weil das notwendige Wissen dar
über nicht vermittelt wurde und der Durchsetzung der 
Technologie in der Leitungstätigkeit insgesamt nicht die 
erforderliche Aufmerksamkeit geschenkt wurde.

Der Protest ist mit den entsprechenden Leitungskollek
tiven gründlich auszuwerten, und es sind Maßnahmen 
festzulegen, mit denen die Durchführung und Durchsetzung 
der Technologien als ein wichtiger Aktivposten für den 
Arbeitsschutz gewährleistet wird.

Anmerkung:
Die in der Strafsache festgestellten Ursachen der Straf
taten sowie die in der Aufsichtsmaßnahme gerügten Ver
letzungen der Arbeitssicherheit veranlaßten das Kreisge
richt — dem Antrag des Kreisstaatsanwalts folgend —, die 
gerichtliche Hauptverhandlung vor erweiterter Öffentlich
keit im Betrieb durchzuführen.

Die anschließende Verfahrensauswertung mit den Lei
tern aller Ebenen bis zu den Brigadieren wurde mit der 
Erläuterung des Protests verbunden, um diesen Personen
kreis mit den staatlichen Reaktionen möglichst geschlos
sen vertraut zu machen. Das hat den Prozeß der weiteren 
ideologischen Klärung der Bedeutung der Technologien für 
die Organisierung eines die Erfordernisse des Gesundheits
und Arbeitsschutzes berücksichtigenden effektiven Arbeits
ablaufs im Betrieb gefördert.

In allen Fertigungsbereichen des Betriebes wurden die 
Arbeitsordnungen und Technologien auf ihre Übereinstim
mung mit den gesetzlichen Erfordernisssen überprüft und, 
wo das notwendig war, überarbeitet. Im Bereich Gesell
schaftsbau ist eine neue Technologie erarbeitet und mit 
den betreffenden Werktätigen gründlich beraten worden. 
Nach dieser Technologie wird inzwischen auf den Baustel
len mit gutem Erfolg gearbeitet. Die hierfür erforderlichen 
Montagehilfsmittel wurden kurzfristig in der Werkstatt 
des Betriebes angefertigt.
ADOLF BUSKE,
Staatsanwalt des Kreises Güstrow


